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STELLUNGNAHME ZUR FÖRDERUNG DER ERWERBSTÄTIGKEIT VON 
PERSONEN MIT SCHUTZSTATUS S UND ZULASSUNGSERLEICHTERUNGEN 
FÜR IN DER SCHWEIZ AUSGEBILDETE DRITTSTAATSANGEHÖRIGE 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Der Gewerbeverband Basel-Stadt dankt Ihnen für die Gelegenheit, in dieser Stellungnahme seine 

Positionen und Erwartungen zur Förderung der Erwerbstätigkeit von Personen mit Schutzstatus S und 

Zulassungserleichterungen für in der Schweiz ausgebildete Drittstaatsangehörige darzulegen. Der 

Gewerbeverband Basel-Stadt unterstützt die vorgeschlagenen Änderungen ausdrücklich. Sie tragen 

dazu bei, den Fachkräftemangel zu lindern, die Integration von Personen mit Schutzstatus S zu fördern 

und den administrativen Aufwand für KMU zu reduzieren. Es ist jedoch wichtig, dass die Umsetzung 

dieser Massnahmen effizient erfolgt und die Bedürfnisse der KMU berücksichtigt werden. 

 

1. Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) 

Art. 21 Abs. 3 AIG – Erweiterung der Zulassungserleichterungen 

Die geplante Ausweitung der Zulassungserleichterungen auf Absolventinnen und Absolventen höherer 

Fachschulen sowie Postdoktorierende mit Schweizer Abschluss ist ein notwendiger Schritt zur 

Bekämpfung des Fachkräftemangels. Diese Personen sind bereits in das hiesige Bildungssystem 

integriert und bringen die erforderlichen Qualifikationen mit. Die Erweiterung ermöglicht es KMU, 

dringend benötigte Fachkräfte einfacher zu rekrutieren, ohne langwierige Bewilligungsverfahren 

durchlaufen zu müssen. 

Art. 53 Abs. 5 AIG – Erweiterung der Meldepflicht 

Die Ausdehnung der Meldepflicht bei der öffentlichen Arbeitsvermittlung auf Personen mit Schutzstatus 

S ist sinnvoll. Dies fördert die rasche Integration dieser Personen in den Arbeitsmarkt und ermöglicht 

es KMU, auf ein erweitertes Arbeitskräftepotenzial zuzugreifen. 

 

2. Asylgesetz (AsylG) 

Art. 75a AsylG – Anspruch auf Kantonswechsel bei Erwerbstätigkeit 

Die Einführung eines Anspruchs auf Kantonswechsel für erwerbstätige Personen mit Schutzstatus S ist 

zu begrüssen. Dies erhöht die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt und ermöglicht es KMU, qualifizierte 

Arbeitskräfte unabhängig von kantonalen Grenzen einzustellen. 
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3. Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern (VIntA) 

Art. 10 Abs. 1 VIntA – Teilnahmepflicht an Integrationsmassnahmen 

Die Einführung einer Teilnahmepflicht an Integrationsmassnahmen für Personen mit Schutzstatus S ist 

ein wichtiger Schritt zur Förderung der Arbeitsmarktfähigkeit dieser Personen. Für KMU bedeutet dies, 

dass potenzielle Mitarbeitende besser vorbereitet und qualifiziert sind, was die Integration am 

Arbeitsplatz erleichtert. 

Art. 14 Abs. 2 VIntA – Verlängerbarkeit der Programmvereinbarungen 

Die Möglichkeit, laufende Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen zu verlängern, bietet 

Flexibilität und stellt sicher, dass erfolgreiche Integrationsmassnahmen fortgeführt werden können. 

Für KMU ist es wichtig, dass solche Programme langfristig verfügbar sind, um kontinuierlich auf 

qualifizierte Arbeitskräfte zugreifen zu können 

 

4. Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE) 

Art. 53 VZAE – Umwandlung der Bewilligungspflicht in eine Meldepflicht 

Die Umwandlung der Bewilligungspflicht in eine Meldepflicht für die Erwerbstätigkeit von Personen mit 

Schutzstatus S reduziert den administrativen Aufwand für Arbeitgeber erheblich. Für KMU bedeutet 

dies eine schnellere und unkompliziertere Anstellung von Arbeitskräften, was insbesondere in Branchen 

mit akutem Fachkräftemangel von grossem Vorteil ist. 

Art. 64 VZAE – Stellenwechsel 

Die Anpassung, dass Stellenwechsel von Personen mit Schutzstatus S lediglich meldepflichtig sind, 

erhöht die Flexibilität für Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Dies erleichtert es KMU, auf veränderte 

betriebliche Bedürfnisse zu reagieren und fördert die Mobilität auf dem Arbeitsmarkt. 

Art. 65 – Erweiterung der meldepflichtigen Gruppen auf Schutzbedürftige 

Die Anpassung bringt Systematik und Gleichbehandlung in die Erwerbsregelung. Es ist konsequent, 

dass auch Personen mit Schutzstatus S unter die gleiche Regelung fallen wie vorläufig Aufgenommene, 

anerkannte Flüchtlinge und Staatenlose. Die klare Regelung – Erwerbstätigkeit nach einfacher Meldung 

– bietet KMU mehr Sicherheit im Umgang mit diesen Personengruppen. 

 

 

Die vorgeschlagenen Gesetzes- und Verordnungsänderungen beseitigen bestehende Hürden, schaffen 

Klarheit und verbessern die Planbarkeit für Unternehmen. Die Massnahmen sind aus Sicht des 

Gewerbeverbands Basel-Stadt konsequent, integrationsfördernd und arbeitsmarktgerecht. Besonders 

für KMU stellen sie eine spürbare administrative und operative Entlastung dar, ohne 

integrationspolitische Standards zu vernachlässigen. 

 

Trotz der insgesamt positiven Stossrichtung der Vorlage ergeben sich aus Sicht des Gewerbeverbands 

Basel-Stadt einige kritische Punkte, die für eine praxisnahe Umsetzung berücksichtigt werden sollten:  

 

1. Fehlende Fristen bei meldepflichtiger Erwerbstätigkeit 

Die Umstellung von der Bewilligungs- zur Meldepflicht ist sinnvoll – es braucht allerdings: 

• eine klare gesetzliche oder verordnungstechnische Regelung, dass eine korrekt erstattete 

Meldung die sofortige Aufnahme der Erwerbstätigkeit erlaubt, 

• und einheitliche, verbindliche Standards für das Meldeverfahren, idealerweise digital  und 

möglichst unbürokratisch, mit automatisierter Empfangsbestätigung. 

 

2. Unklare Zuständigkeiten und Kosten bei Kantonswechsel 

Der neu eingeführte Anspruch auf Kantonswechsel bei Erwerbstätigkeit ist arbeitsmarktpolitisch 

sinnvoll und aus Sicht der KMU sehr zu begrüssen. In der Praxis besteht jedoch das Risiko, dass 
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kantonale Zuständigkeits- und Finanzierungskonflikte (etwa bei Sozialhilfe oder Integrationsleistungen) 

den Vollzug verzögern oder verhindern. 

 

Für Betriebe ist es unerheblich, welcher Kanton welche Kosten trägt – entscheidend ist, dass der 

Kantonswechsel rasch, rechtssicher und effektiv erfolgt, wenn ein konkretes Arbeitsverhältnis besteht.  

Der Bund ist hier in der Pflicht, klare, vollzugsfähige Regelungen zu schaffen, um zu verhindern, dass 

kantonale Eigeninteressen den Arbeitsmarktzugang behindern. Andernfalls entsteht ein Zielkonflikt 

zwischen Integrations- und Finanzlogik – mit negativen Folgen für KMU und Schutzberechtigte 

gleichermassen. 

 

3. Finanzierungs- und Kapazitätsrisiken bei Integrationsmassnahmen 

Die Pflicht zur Teilnahme an Integrationsmassnahmen für Schutzstatus-S-Personen ist sinnvoll – sofern 

ausreichende finanzielle und personelle Ressourcen vorhanden sind. Andernfalls droht Überlastung, 

wodurch das Ziel der verbesserten Arbeitsmarktfähigkeit nicht erreicht wird. 

 

4. Keine Differenzierung nach Integrationspotenzial 

Die vorgeschlagenen Regelungen gelten für alle Personen mit Schutzstatus S unabhängig von 

Ausbildung oder beruflicher Erfahrung. Um Integrationsressourcen gezielt einzusetzen und 

Arbeitskräftepotenziale besser zu nutzen, sollte die Verwaltung zusätzlich freiwillige Massnahmen 

fördern, die sich an arbeitsmarktnahen, integrationswilligen Personen orientieren – etwa durch 

verkürzte Verfahren, Coaching oder gezielte Matching-Programme. 

 

5. Fehlende Übergangsbestimmungen 

Die Vorlage enthält keine klaren Übergangsregelungen für laufende Bewilligungsverfahren oder bereits 

beschäftigte Schutzstatus-S-Personen. Ohne solche Bestimmungen entstehen Rechtsunsicherheit und 

potenzieller Mehraufwand für Arbeitgeber, was vermeidbar wäre. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen und Anliegen.  

 

Für allfällige Rückfragen steht Ihnen Tamara Hunziker (Tel. 061 227 50 73, E-Mail: 

t.hunziker@gewerbe-basel.ch) gerne zur Verfügung. 

 

 

Gewerbeverband Basel-Stadt 

 

 

 

 

 

 

 

Reto Baumgartner Tamara Hunziker 

Direktor Leiterin Politik 

 

 

 

 

 


